
Gründe, warum die GRÜNEN das Stadtentwicklungskonzept (STEK) ablehnten. 
 

Klosterneuburg, die am stärksten wachsende 

Stadt in der Wienerwaldregion 

Von den drei größten Städten in der Wienerwaldregion, 

das sind Klosterneuburg (27.368 Einwohner), Baden 

(25.906 Einwohner) und Mödling (20.570 Einwohner), 

hat die Stadtgemeinde Klosterneuburg das weitaus größte 

Siedlungswachstum. Dies zeigen die beiden folgenden 

Tabellen deutlich. 

 

 Zahl der Wohnungen 

 2011 2019 Zunahme 

Klosterneuburg 15.864 17.246 1.382 (8,7% 

Baden 15.921 16.445 524 (3,3%) 

Mödling 12.258 13.169 135 (7,4%) 

Tabelle 1: In Klosterneuburg wurden seit 2011 fast  1.400 

Wohnungen errichtet. Weit mehr als in Baden und 

Mödling (Quelle: Statistik Austria).  

 

Gemeinde Zahl der Gebäude 

 2011 2019 Zunahme 

Klosterneuburg 10.661 12.564 1.903 (17,9%) 

Baden 5.862 6.293 431 (7,4%%) 

Mödling 3.863 3.998 135 (3,5%) 

Tabelle 2: Sogar noch viel stärker als die Zahl der 

Wohnungen stieg in Klosterneuburg die der Gebäude. 

Absolut gesehen ist das mehr als 2,5mal so viel wie in 

Baden und fast 10 mal so viel wie in Mödling.   

 

ÖVP verkauft die hohen Wachstumszahlen 

in der Stadt als ein moderates Wachstum  

Trotz dieser erdrückenden statistischen Zahlen der 

Statistik Austria interpretiert die Klosterneuburger-ÖVP 

ihr Stadtentwicklungskonzept (STEK) so, als ob die 

Stadtgemeinde nur ein moderates Wachstum hätte. Man 

macht es sich dabei sehr einfach, indem man nur auf die 

Gesamtbevölkerungszahlen zurückgreift, deren Zahlen 

deutlich untererfasst sind. Die viel aussagekräftigeren 

statistischen Zahlen des Gebäude- und 

Wohnungswachstums werden einfach ignoriert.  

 

Planungsziele des Stadtentwicklungs-

konzeptes werden nicht umgesetzt 

Leider nützt die gute Arbeit der externen Raumplaner 

nichts, die für das Stadtentwicklungskonzept die 

Grundlagen lieferten, wenn daraus falsche Schlüsse 

gezogen werden. So spricht die ÖVP von einer moderaten 

Siedlungspolitik, obwohl ständig gebaut wird. Wenn die 

ÖVP jetzt noch plant, die Siedlungstätigkeit zu fördern, 

wie z.B. die Errichtung des Pionierviertels mit 1.100 

Wohnungen und Betrieben, wird die Bevölkerung noch 

viel stärker steigen, als das ohnehin schon der Fall ist. 

Die Siedlungsverdichtung ist noch lange nicht ausgereizt. 

Da sich viele der Baulandreserven in den Randlagen der 

Stadt befinden, wird der Autoverkehr Ausmaße 

annehmen, die nicht mehr in den Griff zu bekommen sind.  

 

Stadtentwicklungskonzept, alle Parteien 

waren eingeladen 

Die ÖVP machte es möglich, dass alle Parteien bei der 

Erarbeitung der Planungsziele mitarbeiten konnten. Alle 

Parteien, außer der FPÖ, nahmen dieses Angebot an. Es 

waren sehr konstruktive Gespräche. Es gibt zwar einige 

gute Ansätze der ÖVP, das Siedlungswachstum in den 

Griff zu bekommen (z.B. Festlegung von Gartenzonen), 

diese sind aber aus heutiger Sicht viel zu wenig. Die 

Planungsziele, die im STEK erarbeitet wurden,  sind gut, 

diese wurden aber nur zu einem kleinen Teil umgesetzt. 

Auch war für die GRÜNEN nicht verständlich, warum sie 

keine digitalen Unterlagen bekam. Dadurch konnten 

Untersuchungsergebnisse, die nicht plausible erschienen, 

nicht überprüft werden.   

 

 

Abbildung 1: Wenn die ÖVP-SPÖ Regierung das 

Stadtentwicklungskonzept so versteht, dass man 

werbewirksam tausende Bäume am Waldrand neu 

aufpflanzt oder die Dächer bei Bushaltestellen begrünt, 

gleichzeitig aber das ungebremste Wachstum nicht in den 

Griff bekommt, ist das viel zu wenig. Dann kann man 

nicht wirklich von Nachhaltigkeit reden.  

 

Für das Stadtentwicklungskonzept hat die Stadtgemeinde 

allein für Gutachter über 400.000 Euro ausgegeben. 

Wenn man daraus den Schluss zieht, die Bautätigkeit jetzt 

zu verstärken, hat man viele kritische Anmerkungen nicht 

verstehen wollen. Schade nicht nur um die Arbeit der 

Gutachter, sondern auch um die dafür verwendeten 

Steuermittel.  

 

Die ÖVP nimmt das Stadtentwicklungskonzept zum 

Anlass, das bisherige ungebremste Wachstum noch 

weiter zu verstärken. Deshalb stimmten die Grünen im 

Gemeinderat als einzige politische Partei gegen das 

Stadtentwicklungskonzept.  
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• Das Pionierviertel soll maximal verbaut 

werden.  

Mit der Errichtung des Pionierviertels wird sowohl die 

Wohnbevölkerung als auch die Beschäftigtenzahlen stark 

steigen. Die GRÜNEN sind nicht gegen das 

Pionierviertel, sondern gegen die überdimensionierte 

Ausnutzung des Geländes. Dass der Wirtschaftshof der 

Gemeinde und ein Kindergarten sowie eine Schule 

errichtet werden sollen, ist zu begrüßen.  

 

 

 

Abbildung 2: Das obere Foto zeigt das heutige 

Pionierviertel mit der alten Pionierkaserne. Das untere 

Foto ein erstes Siegerbild des Architekturwettbewerbes.  

 

 

Abbildung 3: Das geplante Pionierviertel wird zu einem 

Verkehrserreger ersten Ranges, das Auswirkungen auf 

den gesamten Verkehr in Richtung Wien haben wird. 

Zusätzlich werden dann über den Kreisverkehr beim Obi 

über 4.000 Kraftfahrzeuge fahren. Diese optimistische 

Verkehrszahl stimmt aber auch nur dann, wenn, so wie 

die ÖVP glaubt, ein Großteil der Autofahrer ihr Auto zu 

Hause stehen lässt. Schon jetzt hat während der 

Stoßzeiten in der Früh und am Abend der Kreisverkehr 

seine Kapazitätsgrenzen erreicht. Es bilden sich lange 

Staus mit hohen Wartezeiten. Vor allem die Wienpendler 

werden täglich im Stau stecken. Nur ein einziger 

Auffahrunfall reicht aus, um einen Verkehrskollaps 

herbeizuführen. 

 

• Geplant ist auch, das Gewerbegebiet in 

der Schüttau großflächig auszubauen  

Die ÖVP meint, da das Gewerbegebiet aufgrund 

überwiegend geringer Gebäudehöhen bzw. niedriger 

Geschoßanzahl noch Ausbaupotential hat, dass dieses 

weiter ausgebaut werden soll. Würde die ÖVP dies 

realisieren, käme es zu einer höheren Beschäftigtenzahl. 

Das heißt, der Kreisverkehr beim Weidlinger Bahnhof 

muss dann nicht nur den KFZ-Verkehr aus dem geplanten 

Pionierviertel bewältigen, sondern auch den zusätzlichen 

Verkehr aus der Schüttau.   

 

 

Abbildung 4: Geplant ist, das Gewerbegebiet Schüttau in 

Zukunft besser auszunutzen.  

 

 

 

Abbildung 5: Wie der Plan zeigt, hat das geplante 

Pionierviertel sowie das Gewerbegebiet nur eine einzige 

Hauptzufahrt, den Kreisverkehr beim Obi (siehe Abb. 2). 

Dabei kann es leicht zu einem Rückstau bis zum 

Kreisverkehr beim Weidlinger Bahnhof (Bild oben) 

kommen.  
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• Siedlungsdichte steigt, Lebensqualität 

sinkt 

Der Druck, das Bauland zu verdichten, steigt. Aufgabe 

der Gemeindepolitiker sollte es sein, zumindest eine 

Verschlechterung der Lebensqualität zu vermeiden. Das 

bedeutet, zu achten, dass trotz Bautätigkeit auch ein 

entsprechendes Maß an Grünräumen erhalten bleibt.  

Wohnbaugesellschaften versuchen allzu oft bei der 

Baubehörde zu feilschen und zu tricksen, um Höhen und 

Verbauungsdichten maximal auszunutzen. Es geht dabei 

um maximale Wohnungszahlen und natürlich auch 

darum, den Profit zu maximieren. Die Versuche der 

Baubehörde, die Bauprojekte in einen erträglichen 

Rahmen zu bringen, scheitern oft an den Gesetzen des 

Landes Niederösterreich, die sich eher am Wachstum 

orientieren.  

 

 

 

 

Abbildung 6: Wenig Feingefühl entwickelt die ÖVP in 

diesem Fall bei der Stadtplanung. Das obere Foto um 

1965 zeigt noch die Pionierkaserne, die damals gegen den 

Widerstand der Bürgerunion (heute Grüne 

Klosterneuburg) abgerissen wurde. Das mittlere Foto 

zeigt die Pionierkaserne von der Wienerstraße aus zu 

Beginn der 1990 Jahre und das untere Foto, von der 

selben Blickrichtung aus, die heutige Situation. Damit die 

Wohnbaugesellschaften möglichst hoch und dicht bauen 

können, hat die Gemeinde den Bebauungsplan geändert. 

Im ersten Leitsatz des Stadtentwicklungskonzeptes steht, 

Klosterneuburg steuert restriktiv die 

Siedlungsentwicklung. Nach Meinung der GRÜNEN ist 

genau das Gegenteil der Fall. Wie soll das geschehen, 

wenn die ÖVP plant, nicht nur im Gewerbegebiet, 

sondern auch im Pionierviertel die bestehenden 

Baulandflächen maximal zu verdichten. Nicht nur das, es 

ist auch vorgesehen, dass es bei solchen Baulandflächen 

zu einer Verdichtung kommen soll, die zwar bebaut sind, 

aber besser ausgenutzt werden könnten. Auch dann, wenn 

man nur solche Baulandflächen heranzieht, die mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln leicht erreichbar sind, ist 

dies ein Problem. Innerstädtische Grünflächen gehen 

verloren.  

 

 

Abbildung 7: Die maximale Ausnützung der Grundstücke 

soll nach Meinung der GRÜNEN eingeschränkt werden. 

Ein bestimmter Prozentsatz  an Grünflächen soll erhalten 

bleiben. Die Gemeinde hat hier Handlungsbedarf. 

 

 

Abbildung 8: Die Baufirmen gehen immer mehr daran, 

nicht nur Wohnhausanlagen entlang der Straße zu 

errichten, sondern auch die dahinter liegenden 

Hausgärten zu verbauen. Das hat zur Folge, dass nicht nur 

ein Wohnblock, sondern, wie das nebenstehende Bild 

zeigt, bis zu 4 Wohnblöcke errichtet werden können.  

 
In den Bebauungsvorschriften steht: „Die vor allem im 

Baublock-Inneren bestehenden, zusammenhängenden 

Gartenzonen sind ein wesentliches Qualitätsmerkmal der 

Siedlungsstruktur und sollen als solche erhalten bleiben. 

Sie dienen der Sicherung des typischen Ortsbildes sowie 

der Vermeidung unzumutbarer Belästigungen im 

Baublock-Inneren“ (siehe Abbildung oben). Die Grünen 

meinen, dass diese Bebauungsvorschriften nicht nur auf 

dem Papier stehen, sondern auch entsprechend umgesetzt 

werden sollen.  
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• Starke Zersiedelung ist die Hauptursache 

für den hohen Autoverkehr 

 

 Wohngebäude Einfamilienhäuser 

Klosterneuburg 10.092 8.651 (85,7%) 

Baden 5.279 3.614 (68,5%) 

Mödling 3.462 2.247 (64,9%) 

Tabelle 3: Ein Anteil von 85,7% weist darauf hin, dass die 

Stadt Klosterneuburg sehr stark zersiedelt ist. Viel stärker 

zersiedelt als die Gemeinden Baden und Mödling. Hier 

liegt der Anteil an Einfamilienhäusern nur bei 68,5% 

bzw. 64,9%.  

 

Sieht man vom Donautal und den Tallagen des Kierling- 

und Weidlingtales ab, ist das Gemeindegebiet hügelig 

und für eine Bebauung weniger geeignet (siehe Karte 5). 

Dies führt zu einer starken Zersiedelung und dem damit 

verbundenen hohen Landschaftsverbrauch. Die Folge 

sind u.a. sehr hohe Infrastrukturkosten für die Gemeinde. 

Grundstücke in diesen Randlagen haben einen 3 bis 10 

mal so hohen Aufwand an technischen und sozialen 

Dienstleistungen. Es ist auch nicht möglich, diese 

zersiedelten Gebiete annähernd kostendeckend mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln zu versorgen.  

 

 

 

Abbildung 9: Vor allem Bauunternehmer sind es, die 

größere Grundstücke kaufen, parzellieren und maximal 

verbauen. Um, wie in diesem Fall, so viele Häuser in 

steiler Hanglage überhaupt errichten zu können, mussten 

meterhohe Stützmauern gebaut werden. Warum die 

Baubehörde so hohe Anschüttungen genehmigte, um eine 

dichte Verbauung zu ermöglichen, ist nicht zu verstehen.  

 

Abbildung 10: Die Zersiedelung in Klosterneuburg hat 

weitreichende Konsquenzen: Mehr Verkehr, mehr 

Bodenverbrauch, weniger Grünland und Agrarflächen, 

sowie weniger Biodiversität.  

 

 

Abbildung 11: Der Flächenverbrauch durch den Bau von 

Ein- und Zweifamilienhäusern ist sehr hoch. Wir gehen 

nicht sparsam mit Grund und Boden um.  

 

 

Karte 1: In Klosterneuburg wurde viel zu großzügig 

Bauland ausgewiesen, so dass der von Wien ausgehende 

Siedlungsdruck ein kontrolliertes Wachstum nicht mehr 

möglich macht (siehe rote Punkte in der Karte). Das Ende 

der Verbauung ist noch lange nicht in Sicht und es hängt 

von den Grundstückseigentümern ab, wann sie ihre 

Grundstücke zum Verkauf anbieten. 
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• Gesamtbevölkerungszahlen steigen viel 

rascher, als die ÖVP prognostiziert. 

Von einem moderaten Wachstum in Klosterneuburg zu 

reden, wie dies die ÖVP Politiker machen, wenn seit 2001 

jährlich etwa 204 Wohnungen neu gebaut werden, ist 

nicht richtig. Auf die Gesamtbevölkerung umgelegt, 

bedeutet dies eine jährliche Zunahme von etwa 434 

Personen mit Haupt- und Zweitwohnsitz. Das bedeutet 

eine Steigerung von 1,5%, was auch nach Ansicht des 

Stadtentwicklungskonzepts Klosterneuburg einem sehr 

hohen Siedlungswachstum entspricht.   

Da die ÖVP mit hohem Siedlungswachstum und damit 

hoher Bautätigkeit bei der Bevölkerung nicht gut 

ankommt, werden diese hohen Wachstumszahlen der 

Wohnungen einfach ignoriert. Stattdessen werden nur die 

Gesamtbevölkerungszahlen herangezogen. Dies, obwohl 

in Fachkreisen bekannt ist, dass die 

Gesamtbevölkerungszahlen (das sind die Personen mit 

Haupt- und Zweitwohnsitz) in Gemeinden mit einem 

hohen Zweitwohnsitzanteil viel zu niedrig sind. Vor 

allem deshalb, da viele Wiener ihren Hauptwohnsitz in 

Wien und nicht in Klosterneuburg angeben, da sie z. B. 

nicht die Gemeindewohnung oder das Parkpickerl 

verlieren wollen. Ob sich dann die betreffende Person 

überhaupt an ihrem Zweitwohnsitz anmeldet, bleibt ihr 

überlassen. Dabei ist es egal, ob sie sich nur kurze Zeit 

oder die meiste Zeit des Jahres in Klosterneuburg aufhält. 

Das hat zur Folge, dass bei den Klosterneuburger 

Zweitwohnsitzwohnungen oft nicht einmal eine einzige  

Person gemeldet ist, obwohl Untersuchungen gezeigt 

haben, dass bei Zweitwohnungen die gleiche 

Belagsdichte, nämlich 2,2 Personen pro Wohnung, wie 

bei einer Hauptwohnsitzwohnung, ist.  

 

Jährliche Zunahme der Wohnungen von 2001 bis 2019 

2001 2019 
jährliche 

Zunahme  

13.583 17.246 204 (+1,5%) 

Tabelle 4: Pro Jahr werden 204 Wohnungen errichtet, das 

sind 1,5%. Das bedeutet ein hohes Siedlungswachstum 

(Quelle: Statistik Austria).  

 

Jährliche Zunahme der Gesamtbevölkerung von 2001 

bis 2019 auf Basis der belegten Wohnungen 

2001  2019 
jährliche 

Zunahme  

28.986 36.803 434 (+1,5%) 

Tabelle 5: Berechnet man die Gesamtbevölkerung auf der 

Basis von belegten Wohnungen (etwa 3% der 

Wohnungen stehen leer), dann steigt die 

Gesamtbevölkerung jährlich um 434 Personen.  

 

Da die Zahl der Zweitwohnungen in der Statistik Austria 

auf Grund des Meldegesetzes nur ungenau erfasst werden 

kann, gibt es seit der Wohnungszählung 2001  keine 

Veröffentlichung, die zwischen Zweitwohnungen und 

leerstehenden Wohnungen unterscheidet. Wie die 

folgende Tabelle zeigt, lag bereits 2001 der Anteil an 

leerstehenden Wohnungen bei 12%. Wie aber 

Untersuchungen zeigen, dürfte dieser Wert nur bei 3%, 

höchstens 4% liegen.  

 

 

Gemeinde 

Zahl der Wohnungen 2001 

mit 

Zweitwohnsitz-

angabe in %  

ohne Wohnsitz-

angabe in % 

Klosterneuburg 1.611 (11,9%) 1.620 (11,9%) 

Baden 1.543 (10,8%) 1.189 (8,3%) 

Mödling 681 (6,4%) 547 (5,2%) 

Tabelle 6: Der Durchschnitt bei leerstehenden 

Wohnungen (d.h. ohne Wohnsitzangabe), liegt 

üblicherweise bei 3%). Haben die Gemeinden einen 

Anteil, der höher als 3% ist (siehe letzte Spalte), dann sind 

diese Wohnungen zwar belegt, es erfolgte aber keine 

Wohnsitzmeldung. In den meisten Fällen sind es die 

Zweitwohnungen, wo keine Meldung erfolgte. Dadurch 

ist auch die Zahl der Zweitwohnsitzmeldungen viel zu 

niedrig und die der leerstehenden Wohnungen (=ohne 

Wohnsitzangabe) viel zu hoch. Damit stimmt auch das 

von der Gemeinde prognostizierte moderate Wachstum 

nicht. Das Gegenteil ist der Fall.   

 

 

Karte 2: Die Karte zeigt, in welchen Gebieten die 

Wohnungszunahme besonders hoch ist.  
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• Baulandreserven ermöglichen weiterhin 

starkes Bevölkerungswachstum 
 

Gesamtbevölkerung* für das Jahr 2030 

1.1.2019 jährliche Zunahme 2030 

36.800 430 41.500 

* berechnet auf Basis der Wohnungen, d.h. belegte Wohnung 

mal 2,2 (2,2 ist die Belagszahl pro Wohnung). 

Tabelle 7: Geht die Wohnbautätigkeit weiter wie bisher, 

dann ist für 2030 mit einer Gesamtbevölkerungszahl von 

41.500 zu rechnen. Damit wird das Ziel des 

Stadtentwicklungskonzepts deutlich verfehlt. 
 

Baulandreserven sind Grundstücke, die als Bauland 

gewidmet aber noch nicht verbaut sind. In 

Klosterneuburg gibt es über 1.400 solcher Grundstücke 

(siehe Karte 3). Werden 90% dieser Bauplätze verbaut, 

dann kommt man auf etwa 7.300 Einwohner mehr. Man 

muss aber mit noch einem größeren Einwohnerpotential 

rechnen, da es neben diesen unbebauten Grundstücken 

auch solche gibt, die zwar bebaut sind, auf denen aber ein 

Gebäude steht, das offensichtlich nicht genutzt wird. In 

Summe kommt man dann auf etwa 15.000 Einwohner 

mehr. Damit ist aber das theoretische Einwohnerpotential 

nicht erschöpft, da hier die Nachverdichtung bereits 

bebauter Grundstücke noch nicht berücksichtigt ist. Beim 

vorhergehenden STEK hatte man noch das Ziel von 

35.000 Einwohnern. Welche maximale Einwohnerzahl 

strebt die Stadtgemeinde heute an? Nur zum Vergleich, 

die Stadt St. Pölten hat heute 55.000 Einwohner. 

 

 

Karte 3: Die Karte zeigt, wo die unverbauten Grundstücke 

liegen: vor allem an der Peripherie.  

• Zunahme des Autoverkehrs wird zu 

einem immer stärkeren Problem 

Viele der unverbauten Grundstücke (siehe Karte 4) sind 

in Lagen, die mit öffentlichem Verkehr nur schlecht 

erreichbar sind.  

 

 

Karte 4: Wie die Karte zeigt, ist bereits heute das 

Kraftfahrzeugaufkommen beim Kreisverkehr Bahnhof 

Weidling sehr hoch. Der Umstieg vom Auto auf die Öffis 

ist auf Grund der Topographie nicht so leicht. Die 

Bevölkerung, die im Donautal wohnt, hat mit der Franz-

Josefs-Bahn eine optimale Verbindung von und nach 

Wien. Nicht so die Bevölkerung, die im Weidling- oder 

Kierlingtal wohnt. Wird in den Tälern gebaut, wird das 

Verkehrsaufkommen steigen. Dann stecken auch die in 

die Täler führenden Busse genau so wie die übrigen Autos 

im Stau.  

 

 

Abbildung 12: Es gibt nur eine Hauptstraße, die 

Klosterneuburg mit Wien verbindet. Heute sind täglich  

bis zu 38.000 Autos auf ihr unterwegs. Bereits jetzt führen 

geringe oder kurzfristige Zunahmen der Verskehrsstärken 

zu Staubildungen oder zum Stillstand. Geht die 

Bautätigkeit, wie in den letzten 20 Jahren, weiter, wird 

der Autoverkehr kontinuierlich zunehmen. Verstärkt die 

Stadtgemeinde, wie vorgesehen, die Bautätigkeit, wird 

der Autoverkehr noch schneller wachsen als bisher. Die 

Aussichten sind nicht rosig.  
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• Luftbelastung durch stark ansteigenden 

Autoverkehr wird zunehmen 

Der zunehmende Autoverkehr, vor allem durch die 

Pendler, die mit den Autos von und nach Wien unterwegs 

sind, belastet vor allem die an den Durchzugsstraßen 

wohnenden Anrainer.   

 

 

 

Abbildung 13: Klosterneuburger Stadtplatz in der 

Nachkriegszeit und heute. Durch den hohen Anteil am 

motorisierten Individualverkehr ist die Luftqualität 

entlang der Durchzugsstraßen schlecht. Die von der ÖVP 

umgesetzte Umfahrungsstraße hatte zur Folge, dass durch 

die schnellere Verkehrsverbindung nach Wien die 

Bautätigkeit nicht nur in Klosterneuburg, sondern bis 

nach Tulln vorangetrieben wurde. Heute haben wir 

zeitweise fast so viele Autos am Klosterneuburger 

Stadtplatz, wie vor dem Bau der Umfahrungsstraße.  

 

 

Abbildung 14: Die höchste Schadstoffkonzentration an 

Autoabgasen ist der Bereich um den Bahnhof-Weidling. 

Der Rückstau beim Kreisverkehr erhöht den 

Schadstoffausstoß der Autos zusätzlich. Wird das 

Pionierviertel, wie geplant, errichtet und das 

Gewerbegebiet ausgebaut, wird sich der Rückstau und 

damit der Schadstoffausstoß wesentlich erhöhen. Bereits 

bei kleineren Unregelmäßigkeiten innerhalb des 

Verehrsstroms kann der Verkehr zum Stillstand kommen.  

 

Manche Kfz-Luftschadstoffe erreichen ihre höchste 

Konzentration im unmittelbaren Straßenbereich, andere 

erst in einigem Abstand zur Straße. So erfolgt z.B. die 

Oxidation von NO zu NO2 erst innerhalb weniger 

Minuten Reaktionszeit und je nach Windgeschwindigkeit 

kann die höchste Konzentration  erst 200m bis 300m von 

der Straße entfernt sein.   

 

 

Karte 5: Wie bereits erwähnt, stieg seit 2001 die Zahl der 

Wohnungen jährlich um 200. Im Durchschnitt hat jede 

Wohnung 1,2 Autos. Das bedeutet jährlich 240 Autos 

mehr. Im Durchschnitt fährt man 3,4 Mal pro Tag mit dem 

Auto. Was das für die Zukunft an zusätzlicher 

Verkehrsbelastung entlang der bereits ohnehin schon 

stark befahrenen Durchzugsstraßen bedeutet, könnte man 

prognostizieren, wurde aber nicht gemacht.  

 

 

Abbildung 15: Auch entlang der in die Seitentäler 

hineinführenden Hauptstraßen ist die Bautätigkeit groß. 

Ein- und Zweifamilienhäuser verschwinden und größere 

Wohnhäuser entstehen. Sind die Bauten, so wie hier, noch 

am Anfang des Weidlingtales, ist das noch kein so grosses 

Problem, da die fussläufige Entfernung zum Bahnhof 

gegeben ist.  
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• Mit dem Bevölkerungswachstum steigt 

auch der Pendlerverkehr von und nach 

Wien 

Dass vor allem das Auto für den Weg zur Arbeit 

verwendet wird, hängt mit der starken Zersiedlung 

Klosterneuburgs zusammen. Von den Erwerbstätigen, die 

in den Randlagen wohnen, fährt der überwiegende Teil 

mit dem Auto zur Arbeit.   

 

Auspendler nach Wien 

2001 2017 Zunahme  

6.258 6.679 421 (=6,7%) 

Tabelle 8: Mit der Bevölkerungszunahme steigt auch die 

Zahl der Erwerbstätigen, die in Klosterneuburg wohnen. 

Damit erhöht sich auch der Pendlerverkehr nach Wien, 

nämlich seit 2001 um 421 Wienpendler.  

 

Einpendler aus Wien von 2001 bis 2019 

2001 2017 Zunahme  

2.569 2.807 238 (=9,3%) 

Tabelle 9: Wenn das Arbeitsplatzangebot in 

Klosterneuburg steigt, wird es sowohl von der 

Klosterneuburger Bevölkerung, als auch von den 

Wienern in Anspruch genommen werden. Wie die 

Tabelle zeigt, nutzen dieses Arbeitsplatzangebot in 

Klosterneuburg auch die wiener Erwerbstätigen, da seit 

2001 der Anteil sogar um 9,3% zugenommen hat. Vor 

allem das an der Wiengrenze gelegene Gewerbegebiet ist 

für die in Wien wohnenden Erwerbstätigen ein leicht 

erreichbarer Arbeitsplatz. 

 

 

Abbildung 16: In der Kuchelau wurde auf Wiener Gebiet 

Wohnhausanlagen mit weit über 200 Wohnungen 

errichtet (Foto rechts unten). Zur Zeit werden weitere 100 

Wohnungen gebaut. Wie das Foto zeigt, führt von hier aus 

eine Straße direkt in das Gewerbegebiet. Dass dann von 

hier aus ein großer Teil des Verkehrs über die Schüttau 

fährt, ist vorgegeben. Das bedeutet eine weitere Belastung 

für den Kreisverkehr am Weidlinger Bahnhof (siehe 

Karte 5). Wurde dieses zusätzliche Verkehrs-aufkommen 

bei der Klosterneuburger Verkehrsplanung 

berücksichtigt?  

 

 

Karte 6: Vergleicht man die obere Karte mit der unteren, 

sieht man auf einen Blick, dass die Autopendler, egal, ob 

im Zentrum der Stadt oder in peripherer Lage, die 

Oberhand haben. Das Pendleraufkommen wird noch 

stärker steigen wie bisher, wenn die ÖVP jetzt die 

Siedlungstätigkeit verstärken will.   

 

 

Abbildung 17: Von allen Erwerbstätigen in 

Klosterneuburg pendelten 2001 etwa 40% mit dem Auto 

nach Wien und nur 13% fuhren mit der Bahn oder mit 

dem Bus. Die Hauptverkehrszeiten sind die 

Morgenstunden von 6 bis 9 Uhr.  



Gründe, warum die GRÜNEN das Stadtentwicklungskonzept ablehnen 

 

• Wohngebäude im Grünland (Geb) 

können ausgebaut werden 

Im Grünland sind in der Zwischenkriegszeit Siedlungen 

mehr oder weniger ungeplant aus dem Boden gewachsen. 

In der Nachkriegszeit verstärkte sich die Bautätigkeit in 

diesen ehemals „wilden Siedlungen“. Um diese 

unerwünschte Baulandausweitung zu stoppen, wurden im 

Flächenwidmungsplan 1987 diese Siedlungen bzw. 

vereinzelte Bauten der Widmungskategorie 

„erhaltenswerte Gebäude im Grünland“ zugewiesen. 

Diese werden auch als „Geb“ bezeichnet. Wesentliche 

Voraussetzung dieser Widmung war, dass sie eine 

Baugenehmigung hatten und einem ganzjährig 

bewohnbaren Wohngebäude entsprachen. An die 200 der 

im Grünland stehenden Wohngebäude erfüllten diese 

Kriterien. Leider wurden mit der Zeit die ehemaligen 

strengen Kriterien der Baubehörde gelockert, so dass es 

wieder möglich wurde, zu Geb-Widmungen zu kommen 

(siehe folgendes Foto).  

 

 

 

Abbildung 18: Vor kurzer Zeit war noch das 

Wohngebäude im Wald (siehe Luftbild oben). Nachdem 

man die Waldfläche um das Gebäude gerodet hatte und 

das Gebäude adaptiert wurde, wurde bei der Baubehörde 

eine Geb-Widmung beantragt (Foto unten). Dagegen 

hatte man vorerst keine Einwände. Erst auf Grund des 

Widerstandes der Anrainer und der GRÜNEN wurde 

keine Geb-Widmung vergeben.  

 

Erhaltenswerte Wohngebäude im Grünland, die eine 

Baugenehmigung erhalten haben, aber keine Geb-

Widmung, können solange bewohnt werden, bis sie 

zusammenfallen. Nicht so, wenn diese eine Geb-

Widmung bekommen. Sie bleiben für immer erhalten und 

sind somit für Immobilienmarkler ein lukratives 

Geschäft. Dies deshalb, da nach der jetzigen 

Rechtssituation auch kleinere Gebäude in geringem 

Umfang ausgebaut werden können. Bei Instandsetzung 

darf jene Bausubstanz ausgetauscht werden, deren 

Erhaltung technisch nicht möglich oder unwirtschaftlich 

wäre. Besonders problematisch ist, dass auch Neben-

gebäude errichtet werden dürfen, wie z.B. eine Pergola, 

ein Carport oder eine Gartenhütte. Hinzu kommen noch 

Zufahrtswege und vor allem Probleme mit der 

Abwasserbeseitigung (Senkgrube), Es kommt dadurch 

auch zu einer Zersiedelung der Grün- und Waldgebiete.  
 

 

 

Abbildung 19: Dass man in einem Natura 2000 Gebiet 

einen überdimensionierten Bau als Buschenschank 

genehmigte, ist nicht ganz zu verstehen. Dass dann die 

ÖVP den Bau einige Jahre später noch mit einer Geb-

Widmung versah, sodass er auch als Wohnhaus genutzt 

werden kann, ist aus ökologischer Sicht völlig 

unverständlich.  
 

 

Karte 7: Nicht Wohngebäude sollten im Grünland für 

immer erhalten bleiben (siehe Karte), sondern nur 

Kleingartenhütten, die zur Erhaltung der Kulturlandschaft 

wichtig sind. 


